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Zweite Ergänzung zur  

Drucksache Nr. 346 
Öffentliche Sitzung Planungs- und Umweltausschuss 

 Ausschuss für Wirtschaftsförde-
rung und Liegenschaften 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtrat 

 

Einzelhandelskonzept für die Stadt Voerde  
Berücksichtigung aktueller Rechtssprechung 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Stadtrat erkennt das Einzelhandelskonzept für die Stadt Voerde als Leitlinie für künf-
tige einzelhandelsbezogene Planungen an.  

2. Für die Unterscheidung von zentrenrelevanten, nahversorgungsrelevanten und nicht 
zentrenrelevanten Sortimenten wird die der Drucksache Nr. 346/1. Ergänzung als Anlage  
beigefügte Voerder Sortimentsliste zu Grunde gelegt. 

3. Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten soll in der Innenstadt Voerde, den Stadt-
teilzentren Friedrichsfeld, Spellen und Möllen und hinsichtlich Haus- und Heimtextilien 
und Elektrogeräten auch im Gewerbegebiet Grenzstraße konzentriert werden. Für die 
Entwicklung der Gesamtstadt bedeutsame Großvorhaben bedürfen einer Überprüfung im 
Einzelfall. 

4. Der Bürgermeister wird beauftragt, das Gebiet der Innenstadt Voerde sowie die Stadtteil-
zentren auf die Möglichkeit zur Mobilisierung weiterer Flächen für die Ansiedlung von 
Einzelhandel zu überprüfen. 

5. Bestehende Bauleitplanung soll im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten nach und nach 
diesem Konzept angepasst werden.  

 

 



Stadt Voerde - Planungsamt Drucksache vom 16. Januar 2007

 

Sachverhalt/Rechtslage/Begründung: 

Der Planungs- und Umweltausschuss hatte bereits am 17.10.06 über die Beschlussfassung 
zum Einzelhandelskonzept beraten, als gerade eine Woche später das OVG Münster einen 
Bebauungsplan einer Nachbargemeinde, der auf Grundlage des dortigen Einzelhandelskon-
zepts entstanden war, für unwirksam erklärte (Anlage). Aus diesem Grund wurde die weitere 
Beratung, die zunächst im Ausschuss für Wirtschaftsförderung und Liegenschaften vorgese-
hen war, ausgesetzt, um die Möglichkeit zu erhalten, das Urteil im Hinblick auf Auswirkun-
gen auf die eigene Einzelhandelsplanung zu prüfen. 

Gegenstand des Normenkontrollverfahrens war der Wunsch nach Ansiedlung eines Lebens-
mitteldiscountmarktes in einem als eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzten Bereich, 
für den eine Nutzung durch zentren- und nahversorgungsrelevanten Einzelhandel ausge-
schlossen worden war.  

In groben Zügen argumentiert das Gericht wie folgt: 

Nach den einschlägigen Bestimmungen der Baunutzungsverordnung sind "besondere städte-
bauliche Gründe" erforderlich, wenn bestimmte, hier die zentrenschädlichen, Sortimente 
ausgeschlossen werden sollen. Diese Gründe seien weder in der Begründung zum Bebau-
ungsplan noch in dem zu Grunde liegenden Gutachten ausreichend dargelegt. In der Be-
gründung seien lediglich einige allgemeine Aussagen enthalten. Das Gutachten würde noch 
einen erheblichen Spielraum für neue Einzelhandelsansiedlungen feststellen, träfe aber an-
sonsten Zielaussagen im Wesentlichen nur für die künftige Entwicklung der Innenstadt. Je-
denfalls gäbe es keine konkreten Empfehlungen für nahversorgungsrelevante Sortimente 
oder den Lebensmitteleinzelhandel; im Gegenteil werde sogar von einem möglichen Ver-
kaufsflächenzuwachs im Bereich von Nahversorgungsstandorten gesprochen. 

Neben dem Mangel an "besonderen städtebaulichen Gründen" sei daher besonders bedeut-
sam, ob das streitige Grundstück noch zu dem benachbarten Nahversorgungsbereich gehö-
re. Hier fehle jegliche nachvollziehbare Begründung für die Abgrenzung. Auch das Gutachten 
enthalte keine Abgrenzung der Nahversorgungsbereiche; diese seien lediglich durch Kreise 
gekennzeichnet. 

Grundsätzlich stellt das Urteil hohe Anforderungen an die Begründung einzelhandelsbezo-
gener Festsetzungen. So weit es dabei jedoch um die genauen örtlichen Bedingungen und 
insbesondere um Abgrenzungsfragen geht, ist es in erster Linie Sache der Bebauungsplan-
Begründung, ausreichende und tragfähige Gründe für die jeweils getroffene Festsetzung 
darzulegen. Das wurde bei den beiden jetzt für die Offenlage anstehenden Bebauungsplä-
nen, die auf Grundlage des Einzelhandelskonzepts der Stadt Voerde erarbeitet worden sind, 
berücksichtigt. Gegenüber der in dem Urteil angesprochenen Situation hat das Voerder Gut-
achten jedoch den großen Vorteil, dass dort bereits begründete Vorschläge für die Abgren-
zung der zentralen Bereiche gemacht worden sind. 
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Ein weiterer Unterschied besteht bezüglich des Voerder Gutachtens darin, dass hier ausführ-
lich auf die Nahversorgung und deren zukünftige Entwicklung eingegangen wird. Da Einzel-
handelsbetriebe der Nahversorgung, insbesondere der Lebensmitteleinzelhandel, häufig 
aufgesucht werden und viele Kunden anziehen, sind sie als "Frequenzbringer" für die zentra-
len Bereiche unerlässlich. Da das Gutachten andererseits feststellt, dass in Voerde - mit klei-
nen, örtlich bestimmten Ausnahmen - eine ausreichende Nahversorgung gegeben ist, ist 
eine nachvollziehbare Begründung für den Ausschluss weiterer Nahversorgungsbetriebe au-
ßerhalb der zentralen Bereiche gegeben. 

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Prognose der Nachfrageentwicklung im 
Vergleich mit dem vorhandenen Angebot in Voerde nur einen geringen Spielraum für zu-
künftige Ansiedlungen zulässt. Das bedeutet, dass die Option des "sowohl als auch" in der 
örtlichen Situation nicht zutrifft: durch die Ansiedlung von Lebensmittelbetrieben an nicht 
integrierten Standorten geht das entsprechende Nachfrage-Potenzial für die zentralen Berei-
che verloren, ohne dass durch eine Änderung der Rahmenbedingungen (Bevölkerung, Zu-
fluss aus Nachbarstädten) weitere Nachfrage mobilisiert werden könnte. Die Zielprognose, 
die auch im kurzfristigen, nahversorgungsrelevanten Bereich mögliche Flächenzuwächse von 
(auch nur) 1900 bis ca. 3300 qm Verkaufsfläche nennt, steht unter der Voraussetzung,  

"dass die Bindungsquoten nur gehalten bzw. gesteigert werden können, wenn eine hohe 
Identifikation mit der (Innen-) Stadt und ein attraktives Angebot des Einzelhandels sowie 
ein insgesamt guter Funktionsmix (auch hinsichtlich Dienstleistungen und Gastronomie) 
erreicht wird" (Gutachten, Seite 73).  

Damit ist Voraussetzung für diesen Zuwachs, dass gerade eine Schwächung der Innenstadt 
(und der übrigen zentralen Lagen) durch Handelsansiedlungen an anderen Stellen vermieden 
wird. 

Hiermit sind die Kernziele der Einzelhandelssteuerung angesprochen: nur eine lebendige 
Innenstadt - auf entsprechender Ebene gilt das auch für die Stadtteilzentren - schafft die 
Attraktivität, die erforderlich ist, der Bevölkerung ein breites Angebot an Waren der verschie-
denen Bedarfsstufen zu gewährleisten. 

"Eine lebendige Innenstadt ist im Zeichen der Suburbanisierung eine unverzichtbare Vor-
aussetzung für die Entwicklung einer Stadt wie Voerde. Es gilt umfassende Strategien zu 
finden, um die Innenstadt verstärkt lebendig und liebenswert zu gestalten." (Gutachten S. 
15) "Zu einer lebendigen und attraktiven Innenstadt gehört ein vielfältiges Einzelhandels-
angebot, welches eine umfassende Versorgung einzelner Gruppen, wie z.B. der zuneh-
mend älteren Menschen, gewährleistet. Dem Einzelhandel fällt damit die Leitfunktion ei-
ner funktionierenden Innenstadt zu." (Gutachten Seite 14) 

Damit stellt die Einzelhandelssteuerung im Rahmen des Planungsrechts das entscheidende 
Instrument dar, um die entsprechenden Ziele des BauGB, nämlich die Berücksichtigung der 
Belange der Wirtschaft, "auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrau-
chernahen Versorgung der Bevölkerung" sowie die Belange des Verkehrs, "unter besonderer 
Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städ-
tebaulichen Entwicklung" (§1 Absatz 6 Nr. 8 und 9) zu erfüllen. 

Kommunale Planungshoheit bedeutet in erster Linie, dass die Gemeinde berechtigt ist und 
die Aufgabe hat, die verschiedenen Nutzungen in ihrem Stadtgebiet sinnvoll zu verteilen. 
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Dies kann nicht willkürlich, sondern nur mit einer ausreichenden städtebaulichen Begrün-
dung erfolgen. Indem das Einzelhandelskonzept für die Stadt Voerde 

- den möglichen Verkaufsflächenzuwachs mit verschiedenen Varianten prognostiziert; 

- die bestehende Struktur des Einzelhandels analysiert und dabei insbesondere den zu 
schützenden Bestand und die Defizite in der Innenstadt und in den zentralen Bereichen 
feststellt; 

- daraus Ziele ableitet, die die gesamte Bandbreite des Einzelhandels umfassen und 

- die Empfehlung abgibt, künftige Investitionen des Einzelhandels vornehmlich in die In-
nenstadt von Voerde und in zweiter Linie in die Stadtteilzentren Friedrichsfeld und Spel-
len (in der politischen Beratung noch ergänzt um Möllen) zu lenken, während die übrigen 
Nahversorgungsstandorte (Bahnhofstraße, Alte Hünxer Straße, Einzelstandorte der Nah-
versorgung) hauptsächlich eine Bestandssicherung erfahren sollen, 

enthält es ausreichende Informationen, um auch nach den Kriterien des oben genannten 
Urteils in diesbezüglichen Bebauungsplänen einzelhandelsrelevante Festsetzungen ausrei-
chend begründen zu können. Eine Ergänzung des Gutachtens oder eine Änderung der Be-
schlussfassung erscheinen vor diesem Hintergrund als nicht erforderlich. 

In der Formulierung des Beschlussvorschlags ist im ersten Punkt lediglich eine redaktionelle 
Präzisierung vorgenommen worden, da die Stadt die Einzelhandelsentwicklung nicht direkt, 
sondern lediglich über den Weg der Bauleitplanung steuern kann. 

S p i t z e r 

 

Anlage:   Urteil des OVG Münster vom 24.10.2006 (10 D 126/04.NE) 
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